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Weinmann: Parlament muss selbstbewusster gegenüber der Regierung
auftreten

FDP/DVP Fraktion machte Sondersitzungen des Landtags vor und nach der Landtagswahl zur Bedingung
für die Zustimmung.

 

Die FDP/DVP Fraktion bringt zusammen mit den Fraktionen von Grünen, CDU und SPD eine Änderung des
Pandemiegesetzes des Landes auf den Weg. Der Landtag muss künftig alle vier Wochen statt wie bislang
alle zwei Monate der Corona-Verordnung des Landes zustimmen, damit diese in Kraft bleibt. Für den
alten Landtag bedeutet dies gleichzeitig drei Sondersitzungen, denn zwischen dem 04. Februar 2021 und
dem 11. Mai 2021 wäre wegen der Landtagswahl eigentlich keine reguläre Sitzung. Dazu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der FDP/DVP Fraktion Nico Weinmann:

„Es war die FDP Fraktion, die mit ihrem Gesetzentwurf im Mai grün-schwarz unter Druck brachte, ein
eigenes Pandemiegesetz einzubringen. Wir wollten seinerzeit die Zustimmung des Landtags zu jeder
Änderung der Corona-Verordnung durchsetzen. Auf Drängen der FDP wurde die ursprünglich
dreimonatige Frist auf zwei Monate verkürzt. Wir begrüßen es, dass diese Frist nun nur noch vier Wochen
beträgt. Das unterstreicht einmal mehr, wie richtig und wegweisend unser Ansatz gleich zu Beginn der
Pandemie war.

Ganz wichtig war es für uns, dass der Landtag auch kurz vor und nach der Landtagswahl zusammentritt,
um über die Corona-Verordnungen zu entscheiden. Eine dreimonatige Auszeit des Landtags war für uns
in Zeiten der größten Einschränkungen der Grundrechte inakzeptabel. Eine flankierende Regelung, die
dies sicherstellt, war für uns daher zwingend.

Das Parlament ist der Ort, um über die Corona-Maßnahmen zu diskutieren und zu entscheiden. Wir
würden uns wünschen, wenn die Fraktionen von Grünen und CDU ihre Möglichkeit auch nutzen würden,
um gegenüber der Regierung Veränderungen durchzusetzen. Bei den beiden bisherigen Abstimmungen
über die Corona-Verordnung wurde diese von grün-schwarz ohne eigenen Gestaltungsanspruch und
ohne Änderungswünsche abgenickt. Das ist für ein selbstbewusstes Parlament zu wenig.“


